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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Raumordnungsgesetzes 

— Drucksache IV/ 1204 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 
(24. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Raumordnungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Ziel der Raumordnung 

Das Bundesgebiet ist in seiner allgemeinen räum- 
lichen Struktur bei Beachtung der natürlichen 
Gegebenheiten einer Entwicklung zuzuführen, die 
der freien Entfaltung der Persönlichkeit in der Ge- 
meinschaft unter Wahrung der Erfordernisse des 
sozialen Ausgleichs und der äußeren und inneren 
Sicherheit am besten dient. 

vergleiche §2 Abs. 3 Satz 1 


vergleiche §2 Abs. 3 Satz 2 


§ 2 

Grundsätze der Raumordnung 

(1 ) Die in den Ländern aufzustellenden Programme 
und Pläne (§4) sowie die Fachplanungen und Maß- 
nahmen der Bundesbehörden und der bundesunmit- 
telbaren Planungsträger sind miteinander und auf- 
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Entwurf eines Raumordnungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben und Ziele der Raumordnung 

( 1 ) Das Bundesgebiet ist in seiner allgemeinen 
räumlichen Struktur einer Entwicklung zuzuführen, 
die der freien Entfaltung der Persönlichkeit in der 
Gemeinschaft am besten dient. Dabei sind die natür- 
lichen Gegebenheiten sowie die wirtschaftlichenr 
sozialen und kulturellen Erfordernisse zu beachten. 

(2) Das Ziel der Wiedervereinigung des gesam- 
ten Deutschlands ist zu berücksichtigen und seine 
Verwirklichung zu fördern. Dabei ist der räumliche 
Zusammenhang der Gebiete zu beachten und zu 
verbessern. 

(3) Die Raumordnung im Bundesgebiet hat die 
räumlichen Voraussetzungen für die Zusammen- 
arbeit im europäischen Raum zu schaffen und sie 
zu fördern. 

(4) Die Ordnung der Einzelräume soll sich in die 
Ordnung des Gesamtraumes einfügen. Die Ordnung 
des Gesamtraumes soll die Gegebenheiten und Er- 
fordernisse seiner Einzelräume berücksichtigen. 

§ 2 

Grundsätze der Raumordnung 

(1) Grundsätze der Raumordnung sind; 
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einander abzustimmen. Bei der Abstimmung sind 
unter gerechter Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander 
folgende Grundsätze zu beachten: 


1. Das regionale Gefälle der allgemeinen so- 
zialen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Verhältnisse soll innerhalb des Bundesge- 
bietes in seiner Gesamtheit nach Möglich- 
keit verringert werden. In den wesentlich 
hinter den allgemeinen Verhältnissen des 
Bundesgebietes zurückbleibenden Gebie- 
ten sollen je nach der Ursache der Mängel 
die Einrichtungen und Bedingungen zur 
Aufschließung dieser Gebiete verbessert, 
die sozialen und kulturellen Verhältnisse 
gehoben und die Wirtschaftskraft, vor 
allem in Gemeinden mit zentralörtlicher 
Bedeutung, gestärkt werden. 


2. Gebiete oder Gebietsteile mit günstigen 
natürlichen landwirtschaftlichen Lebens- 
und Produktionsbedingungen sollen der 
landwirtschaftlichen Nutzung erhalten und 
nur in dem notwendigen Umfang für an- 
dere Nutzungsarten vorgesehen werden. 
Auch in landwirtschaftlichen Gebieten sind 
Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeutung 
zu erhalten und zu entwickeln. In land- 
wirtschaftlichen Gebieten, die der Bevölke- 
rung kein ausreichendes Einkommen aus 
der Landwirtschaft ermöglichen, sollen zu- 
sätzliche Erwerbsmöglichkeiten, vor allem 
in Gemeinden mit zentralörtlicher Bedeu- 
tung, geschaffen werden. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


1. Die räumliche Struktur der Gebiete mit 
gesunden Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen sowie ausgewogenen wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Verhältnissen 
soll gesichert und weiter entwickelt wer- 
den. 

In Gebieten, in denen eine solche Struktur 
nicht besteht, sollen Maßnahmen zur 
Strukturverbesserung ergriffen werden. 

Die Verkehrs- und versorgungsmäßige 
Aufschließung, die Bedienung mit Ver- 
kehrs- und Versorgungsleistungen und die 
angestrebte Entwicklung sind miteinander 
in Einklang zu bringen. 

2. Eine Verdichtung von Wohn- und Arbeits- 
stätten, die dazu beiträgt, räumliche Struk- 
turen mit gesunden Lebens- und Arbeits- 
bedingungen sowie ausgewogenen wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturellen Ver- 
hältnissen zu erhalten, zu verbessern oder 
zu schaffen, soll angestrebt werden. 

3. In Gebieten, in denen die Lebensbedin- 
gungen in ihrer Gesamtheit im Verhältnis 
zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurück- 
geblieben sind oder ein solches Zurück- 
bleiben zu befürchten ist, sollen die all- 
gemeinen wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnisse sowie die kulturellen Ein- 
richtungen verbessert werden. 

In den Gemeinden dieser Gebiete sollen 
die Lebensbedingungen der Bevölkerung, 
insbesondere die Wohnverhältnisse sowie 
die Verkehrs- und Versorgungseinrichtun- 
gen allgemein verbessert werden. In einer 
für ihre Bewohner zumutbaren Entfernung 
sollen Gemeinden mit zentral örtlicher Be- 
deutung einschließlich der zugehörigen 
Bildungs-, Kultur- und Verwaltungsein- 
richtungen gefördert werden. 

vergleiche Nummer 5 
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3. Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes 
soll gestärkt werden. 


vergleiche Nummer 2 


4. In Gebieten mit einer übermäßigen Ver- 
dichtung von Bevölkerung und Industrie 
(überlastete Verdichtungsräume) sollen 
Maßnahmen vermieden werden, die zu 
einer weiteren regionalen Konzentration 
führen. Auf die Gesundung insbesondere 
der Kerngebiete dieser Verdichtungsräume 
ist Bedacht zu nehmen. 

Die Entwicklung von geeigneten Orten 
(Entlastungsorten) als Konzentrations- 
punkte von Menschen und Wirtschafts- 
kraft soll zur Entlastung überlasteter Ver- 
di chtungsräume und zur Erhaltung der die- 
sen zugeordneten Landschaft angestrebt 
werden. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

4. Die Leistungskraft des Zonenrandgebietes 

ist bevorzugt mit dem Ziel zu stärken, daß 
in allen seinen Teilen Lebens- und Ar- 
beitsbedingungen sowie eine Wirtschafts- 
und Sozialstruktur gesdiaffen werden, die 
denen im gesamten Bundesgebiet minde- 
stens gleichwertig sind. Die Bildungs-, 
Kultur-, Verkehrs-, Versorgungs- und Ver- 
waltungseinrichtungen sind vordringlich 
zu schaffen. 

5. Es sind die räumlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen und zu sichern, daß die 
land- und forstwirtschaftliche Bodennut- 
zung als wesentlicher Produktionszweig 
der Gesamtwirtschaft erhalten bleibt. Die 
Landeskultur soll gefördert werden. 

Für die landwirtschaftliche Nutzung gut 
geeignete Böden sind nur in dem unbe- 
dingt notwendigen Umfang für andere 
Nutzungsarten vorzusehen. Das gleiche 
gilt für forstwirtschaftlich genutzte Böden. 

Für ländliche Gebiete sind eine ausrei- 
chende Bevölkerungsdichte und eine an- 
gemessene wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit sowie ausreichende Erwerbsmöglich- 
keiten, auch außerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft, anzustreben. 

Nummer 3 Sätze 2 und 3 finden entspre- 
chende Anwendung. 

6. In Verdichtungsräumen mit gesunden 
räumlichen Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen sowie ausgewogener Wirtschafts- und 
Sozialstruktur sollen diese Bedingungen 
und Strukturen gesichert und, soweit 
nötig, verbessert werden. Der Verdich- 
tung von Wohn- und Arbeitsstätten, die 
zu ungesunden räumlichen Lebens- und 
Arbeitsbedingungen sowie zu unausgewo- 
genen Wirtschafts- und Sozialstrukturen 
führt, soll entgegengewirkt werden. Wo 
solche ungesunden Bedingungen und un- 
ausgewogenen Strukturen bestehen, soll 
deren Gesundung gefördert werden. 

Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele 
sind eine vorausschauende örtliche und 
regionale Planung, die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse und der der Versor- 
gung der Bevölkerung dienenden Einrich- 
tungen sowie die Entwicklung von Ge- 
meinden zu Entlastungsorten für die Auf- 
nahme von Wohn- und Arbeitsstätten in 
angemessener Entfernung. Art und Um- 
fang dieser Maßnahmen sollen die Ver- 
wirklichung der Grundsätze nach den 
Nummern 1 bis 5 in den anderen Gebieten 
nicht beeinträchtigen. Sie sollen auch der 
Erhaltung der den Verdichtungsräumen 
zugeordneten Landschaft dienen. 
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Baugebiete planmäßig gegliederte und 
durch hinreichende Grünflächen aufge- 
lockerte Besiedlung zu schaffen, die bei 
einem sowohl für den einzelnen zumut- 
baren, als auch für die Volkswirtschaft 
tragbaren Aufwand für die Aufschließung 
breiten Schichten der Bevölkerung den Er- 
werb von privatem Eigentum an Grund 
und Boden ermöglicht. Dabei ist in Stadt 
und Land auf die Neuordnung solcher Bau- 
gebiete Bedacht zu nehmen, die den allge- 
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse nicht entsprechen. 

6. Den Erfordernissen der zivilen und militä- 
rischen Verteidigung ist Rechnung zu tra- 
gen. 

7. Auf das Gleichgewicht der Kräfte der Na- 
tur, insbesondere in biologischer, wasser- 
wirtschaftlicher und klimatischer Hinsicht, 
ist Bedacht zu nehmen. Für die Erhaltung 
und den Schutz des Waldes ist Sorge zu 
tragen. 

siehe Nummer 9 


8. Der Reinhaltung des Wassers, dem Schutze 
bestehender und zukünftiger Wasserge- 
winnungsgebiete und der Reinhaltung der 
Luft sowie dem Schutz der Allgemeinheit 
vor Lärmbelästigungen ist ausreichend 
Rechnung zu tragen. 

9. Für die Erhaltung der Landschaft sowie für 
die Sicherung und Gestaltung von Erho- 
lungsgebieten — vor allem in angemesse- 
ner Zuordnung zu Räumen mit großer Be- 
völkerungsdichte — ist zu sorgen. 


siehe Nummer 6 


(2) Die Maßnahmen der Länder, insbesondere 
diejenigen nach § 4 Abs. 1, sollen so gestaltet wer- 
den, daß die Verwirklichung der Grundsätze des 
Absatzes 1 in den Nachbarländern und im Bundes- 
gebiet in seiner Gesamtheit nicht erschwert wird. 

(3) Bei Anwendung der Grundsätze nach Ab- 
satz 1 sind die gesamtdeutschen Belange zu berück- 
sichtigen. Auf die räumliche Entwicklung des Bun- 
desgebietes einwirkende Maßnahmen sind mit den 
Zielen der Zusammenarbeit im europäischen Raum 
in Einklang zu bringen. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die in Absatz 1 Nr. 4 verwen- 
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siehe Nummer 9 


7. Für die Erhaltung, den Schutz und die 
Pflege der Landschaft einschließlich des 
Waldes sowie für die Sicherung und Ge- 
staltung von Erholungsgebieten ist zu sor- 
gen. 

Für die Reinhaltung des Wassers, die 
Sicherung der Wasserversorgung und für 

die Reinhaltung der Luft sowie für den 
Schutz der Allgemeinheit vor Lärmbelästi- 
gungen ist ausreichend Sorge zu tragen. 

siehe Nummer 7 Satz 1 


8. Die landsmannschaftliche Verbundenheit 
sowie die geschichtlichen und kulturellen 
Zusammenhänge sollen berücksichtigt 
werden. 

9. Die Erfordernisse der zivilen und militä- 
rischen Verteidigung sind zu beachten. 

siehe § 3 a Abs. 4 


vergleiche §1 Abs. 2 und 3 


vergleiche §4 Abs. 1 Sätze 2 und 3 
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deten Begriffe „hinter den allgemeinen Verhält- 
nissen des Bundesgebietes zurückbleibende Ge- 
biete" und „überlastete Verdichtungsräume" durch 
Verwendung der Merkmale „Bevölkerungsdichte'' 
und „Sozialprodukt bezogen auf die Bevölkerung" 
abzugrenzen. Andere in der amtlichen Statistik für 
das Bundesgebiet enthaltene Merkmale, die für die 
Lebensverhältnisse der Bevölkerung in den in Satz 1 
bezeichneten Gebieten besonders kennzeichnend 
sind, können herangezogen werden. 

vergleiche §2 Absatz I Satz 2 


§ 3 

Wirkung der Grundsätze 

(1) Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 gelten als 
Richtlinien für die Bundesbehörden, die bundesun- 
mittelbaren Planungsträger und die bundesunmit- 
telbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts im Rahmen der ihnen ob- 
liegenden Aufgaben bei Fachplanungen und bei 
sonstigen Maßnahmen, durch die Grund und Boden 
in Anspruch genommen oder die räumliche Entwick- 
lung eines Gebietes beeinflußt wird. 


(2) Die Grundsätze nach § 2 bilden den Rahmen 
für die Gesetzgebung der Länder über die Raum- 
ordnung. Sie gelten für die Raumordnung der Län- 
der unmittelbar, solange sie nicht von solchen Lan- 
desgesetzen übernommen worden sind. 


(3) Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 regeln nicht 
unmittelbar die Nutzung des Grund und Bodens. 
Sie haben den einzelnen Staatsbürgern gegenüber 
keine bindende Wirkung. Sie begründen keine 
Rechtsansprüche hinsichtlich der inhaltlichen Ge- 
staltung von Plänen, Programmen und Maßnahmen 
sowie hinsichtlich der Gewährung von Entschädi- 
gungen oder öffentlichen Förderungsmaßnahmen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 


(2) Die Grundsätze sind von den in § 3 genann- 
ten Stellen im Rahmen des ihnen zustehenden Er- 
messens gegeneinander und untereinander nach 
Maßgabe des § 1 abzuwägen. 

(3) Die Länder können weitere Grundsätze auf- 
stellen, soweit diese dem Absatz 1 und dem § 1 
nicht widersprechen. 

§ 3 

Geltung der Grundsätze 

(1) Die Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 sowie 
die auf Grund des § 2 Abs. 3 aufgestellten Grund- 
sätze gelten unmittelbar für die Behörden des Bun- 
des, die bundesunmittelbaren Planungsträger und 
im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben für die 
bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts bei Planungen 
und sonstigen Maßnahmen, durch die Grund und 
Boden in Anspruch genommen oder die räumliche 
Entwicklung eines Gebietes beeinflußt wird (raum- 
bedeutsame Planungen und Maßnahmen). 

(2) Die Grundsätze des § 2 gelten unmittelbar für 
die Landesplanung in den Ländern. In den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg gelten die Grundsätze 
des § 2 Abs. 1 für die Flächennutzungspläne nach 
§ 5 des Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 341). Aufgaben und Zuständigkeiten 
der Landesplanung bestimmen sich mit der Maßgabe 
nach Landesrecht, daß sich die Wirkung der Pro- 
gramme und Pläne nach § 4 Abs. 1 auch auf die 
raumwirksamen Investitionen erstreckt. Weiter- 
gehende landesrechtliche Vorschriften über die Gel- 
tung der Grundsätze, die Aufgaben und die Zustän- 
digkeiten der Landesplanung bleiben unberührt. 

(3) Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 und 3 haben 

dem einzelnen gegenüber keine Rechtswirkung. 


§ 3a 

Verwirklichung der Grundsätze 

(1) Der für die Raumordnung zuständige Bundes- 
minister wirkt unbeschadet der Aufgaben und Zu- 
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siehe § 2 Abs. 2 


§ 4 

Raumordnung in den Ländern 

(1) Die Länder stellen im Rahmen der Grund- 
sätze nach § 2 übergeordnete und zusammenfas- 
sende Programme oder Pläne auf. Die Aufstellung 
räumlicher und sachlicher Teilprogramme und Teil- 
pläne ist zulässig. 


(2) Die Programme und Pläne nach Absatz 1 ent- 
halten Richtlinien oder verbindliche Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung. Verbindliche Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung sind solche, an 
die nach § 1 Abs. 3 des Bundesbaugesetzes vom 
23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341) die Bauleit- 
pläne oder nach anderen Gesetzen andere Planun- 
gen anzupassen sind. 

(3) Verbindliche Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung sind aufzustellen, sobald und soweit 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

ständigkeiten der Länder auf die Verwirklichung 
der Vorschriften des § 2 hin, insbesondere durch 
Abstimmung der raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 einschließlich des Ein- 
satzes der raumwirksamen Investitionen. Er stellt 
die langfristigen und großräumigen raumbedeut- 
samen Planungen und Maßnahmen nach § 3 Abs. 1 
zusammenfassend dar. 

(2) Die Bundesregierung hat darauf hinzuwirken, 
daß die juristischen Personen des Privatrechts, an 
denen der Bund beteiligt ist, im Rahmen der ihnen 
obliegenden Aufgaben die §§ 1 und 2 beachten. 

(3) Die Länder sichern im Rahmen der Landes- 
planung (§ 3 Abs. 2) die Verwirklichung der Vor- 
schriften des § 2 insbesondere durch die Aufstellung 
von Programmen und Plänen nach § 4. 

(4) Die Länder haben bei raumbedeutsamen Maß- 
nahmen darauf Rücksicht zu nehmen, daß die Ver- 
wirklichung der Grundsätze in benachbarten Bun- 
desländern und im Bundesgebiet in seiner Gesamt- 
heit nicht erschwert wird. 

(5) Die Behörden des Bundes und der Länder, die 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die öffentlichen 
Planungsträger sowie im Rahmen der ihnen ob- 
liegenden Aufgaben die bundesunmittelbaren und 
die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts haben ihre Planungen und Maßnahmen auf- 
einander und untereinander abzustimmen. Das gilt 
vor allem für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und die Bauleitplanung. Die Länder 
regeln die Mitwirkung der für die Raumordnung zu- 
ständigen Landesbehörden bei der Abstimmung. 

§ 4 

Raumordnung in den Ländern 

(1) Die Länder stellen für ihr Gebiet übergeord- 
nete und zusammenfassende Programme oder Pläne 
auf. Die Aufstellung räumlicher und sachlicher Teil- 
programme und Teilpläne ist zulässig. Die Länder 
bezeichnen die in § 2 Abs. 1 Nr. 3, 4 und 6 Sätze 2 
und 3 genannten Gebiete. Für diese Gebiete sollen 
vordringlich räumliche oder sachliche Teilprogramme 
und Teilpläne aufgestellt werden. In den Ländern 
Berlin, Bremen und Hamburg ersetzt ein Flächen- 
nutzungsplan nach § 5 des Bundesbaugesetzes die 
Programme und Pläne. 

siehe Absatz 2 


(2) Die Programme und Pläne nach Absatz 1 müs- 
sen unbeschadet weitergehender bundes- und lan- 
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es erfoTderlich ist. Bei der Aufstellung verbindlicher 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind die 
betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbände zu 
beteiligen. Das Nähere regeln die Länder. Sie kön- 
nen bestimmen, daß für einen Zeitraum von fünf 
Jahren seit Inkrafttreten dieses Gesetzes die ver- 
bindlichen Ziele der Raumordnung und Landespla- 
nung auch durch verbindliche allgemeine landes- 
planerische Richtlinien festgeiegt werden können. 

(4) Programme, Pläne und landesplanerische 
Richtlinien regeln nicht unmittelbar die Nutzung des 
Grund und Bodens. 


(5) Verbindliche Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung nach den Absätzen 1 und 2 sind von 
den Behörden, den Gemeinden und den Gemeinde- 
verbänden sowie den sonstigen Körperschaften und 
den Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts bei Planungen und allen sonstigen Maßnah- 
men, durch die Grund und Boden in Anspruch ge- 
nommen oder die räumliche Entwicklung eines Ge- 
bietes beeinflußt wird, zu beachten. 


(6) Bei Vorhaben des Bundes oder bundesunmit- 
telbarer Planungsträger, 

a) deren besondere öffentliche Zweckbestim- 
mung einen bestimmten Standort oder 
eine bestimmte Linienführung erfordert, 
oder 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

desrechtlicher Vorschriften diejenigen Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung enthalten, die 
räumlich und sachlich zur Verwirklichung der 
Grundsätze nach § 2 erforderlich sind. Bei der Auf- 
stellung von Zielen der Raumordnung und Landes- 
planung sind die Gemeinden und Gemeindever- 
bände, für die eine Anpassungspflicht begründet 
wird, oder deren Zusammenschlüsse zu beteiligen; 
das Nähere wird durch Landesrecht bestimmt. 


(3) Die Länder schaffen Rechtsgrundlagen für 
eine Regionalplanung, wenn diese für Teilräume 
des Landes geboten erscheint. Soweit die Regional- 
planung nicht durch Zusammenschlüsse von Gemein- 
den und Gemeindeverbänden zu regionalen Planungs- 
gemeinschaften erfolgt, sind die Gemeinden und 
Gemeinde verbände oder deren Zusammenschlüsse 
in einem förmlichen Verfahren zu beteiligen; das 
Nähere wird durch Landesredit bestimmt. Ist eine 
Regionalplanung über die Grenzen eines Landes er- 
forderlich, so treffen die beteiligten Länder die not- 
wendigen Maßnahmen im gegenseitigen Einverneh- 
men. 

(4) Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
sind von den in § 3 a Abs. 5 genannten Stellen bei 
Planungen und allen sonstigen Maßnahmen, durch 
die Grund und Boden in Anspruch genommen oder 
die räumliche Entwicklung eines Gebietes beeinflußt 
wird, zu beachten. § 3 Abs. 1 und 2 bleiben unbe- 
rührt. 


§ 4a 

Anpassung besonderer Bundesmaßnahmen 

(1) Bei Vorhaben des Bundes oder bundesunmit- 
telbarer Planungsträger, 

a) unverändert 


b) die auf Grundstücken durchgeführt wer- b) unverändert 

den sollen, die nach dem Gesetz über die 

Landbeschaffung für Aufgaben der Vertei- 
digung vom 23. Februar 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 134) in der Fassung des Geset- 
zes vom 23, Dezember 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1078) oder nadi dem Gesetz 
über die Beschränkung von Grundeigen- 
tum für die militärische Verteidigung vom 
7. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 899) 
in Anspruch genommen sind, oder 

c) über die in einem Verfahren nach dem c) unverändert 

Bundesfernstraßengesetz in der Fassung 

vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1742), dem Bundesbahngesetz vom 
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13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 955), dem Telegraphenwegegesetz vom 
18. Dezember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 705), 
dem Luftverkehrsgesetz in der Fassung 
vom 10. Januar 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 9) oder dem Personenbeförderungsge- 
setz vom 21. März 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) zu entscheiden ist, 

gilt Absatz 5 nur, wenn die zuständige Bundesbe- 
hörde oder der bundesunmittelbare Planungsträger 
das Einverständnis erklärt hat. Macht eine Verände- 
rung der Sachlage eine Abweichung erforderlich, so 
kann das Einverständnis widerrufen werden. In die- 
sem Falle sollen der Bund und die bundesunmittel- 
baren Planungsträger sich unverzüglich mit der für 
die Raumordnung zuständigen obersten Landesbe- 
hörde ins Benehmen setzen. 


§ 5 

Untersagung raumordnungswidriger Planungen 
und Maßnahmen 

Bis zur Festlegung verbindlicher Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung kann die zuständige 
Landesbehörde für eine bestimmte Zeit die Aus- 
führung solcher beabsichtigter Planungen und Maß- 
nahmen. untersagen, die mit den im Grundsatz von 
der zuständigen Behörde gebilligten Absichten der 
Raumordnung und Landesplanung nicht in Einklang 
stehen. Dies gilt nur für solche Planungen und Maß- 
nahmen, die von der Rechtswirkung verbindlicher 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung nach 
§ 4 erfaßt würden. Widerspruch und Anfechtungs- 
klage gegen eine Anordnung nach Satz 1 haben 
keine aufschiebende Wirkung. Das Nähere, insbe- 
sondere die Höchstdauer der Untersagung, regelt 
das Land. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses. 


gilt § 4 Abs. 4 nur, wenn die zuständige Behörde 
oder der bundesunmittelbare Planungsträger betei- 
ligt worden ist und innerhalb angemessener Frist 
nicht widersprochen hat. 


(2) Der Widerspruch ist zulässig, wenn die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung 

1. mit den Grundsätzen des § 2 nicht über- 
einstimmen oder 

2. mit der Zweckbestimmung des Vorhabens 
nicht in Einklang stehen und das Vor- 
haben nicht auf einer anderen geeigneten 
Fläche durchgeführt werden kann. 

Macht eine Veränderung der Sachlage eine Abwei- 
chung erforderlich, so kann sich die zuständige Be- 
hörde oder der bundesunmittelbare Planungsträger 
mit Zustimmung der nächsthöheren Behörde inner- 
halb angemessener Frist hierauf berufen. 

§ 5 

Untersagung raumordnungswidriger Planungen 
und Maßnahmen 

(1) Ist die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung von Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung eingeleitet, so kann die für die 
Raumordnung zuständige Landesbehörde raumbe- 
deutsame Planungen und Maßnahmen, die Behör- 
den oder sonstige Stellen im Sinne des § 3 a Abs. 5 
beabsichtigen, für eine bestimmte Zeit untersagen, 
wenn zu befürchten ist, daß die Durchführung der 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung unmög- 
lich gemacht oder wesentlich erschwert wird. Dies 
gilt nur für solche Planungen und Maßnahmen, die 
von der Rechtswirkung der Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung nach § 4 a erfaßt würden. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
eine Untersagung haben keine aufschiebende Wir- 
kung. 

(3) Das Nähere, auch die Entschädigung für die 
Folgen einer Untersagung, regeln die Länder; die 

Höchstdauer der Untersagung darf zwei Jahre nidit 
überschreiten. 
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§ 6 

Gemeinsame Beratung 

Grundsätzliche Fragen der Raumordnung und 
Zweifelsfragen bei der Anwendung der Grundsätze 
nach § 2 bei besonders bedeutsamen raumbeanspru- 
chenden und raumbeeinflussenden Maßnahmen des 
Bundes und der Länder sollen von der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen unter Leitung des 
zuständigen Bundesministers gemeinsam beraten 
werden; zu den Beratungen können Sachverständige 
hinzugezogen werden. Eine gemeinsame Beratung 
nach Satz 1 oder deren Möglichkeit steht der Ein- 
leitung und Durchführung gesetzlich geregelter Ver- 
fahren nicht entgegen. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 6 

Gemeinsame Beratung 

(1) Grundsätzliche Fragen der Raumordnung und 
Landesplanung und Zweifelsfragen sollen von der 
Bundesregierung und den Landesregierungen ge- 
meinsam beraten werden. Hierzu gehören insbeson- 
dere: 

1. die Merkmale für die Bestimmung der Ge- 
biete nach § 2 Abs. 1 Nummern 3, 4 und 6 
Sätze 2 und 3 sowie die Abgrenzung die- 
ser Gebiete nach § 4 Abs. 1 Satz 3, 

2. Zweifelsfragen bei der Anwendung der 
Grundsätze nach § 2 bei wesentlichen 
raumbedeutsamen Planungen und Maß- 
nahmen des Bundes und der Länder, 

3. Zweifelsfragen bei der Abstimmung von 
raumbedeutsamen Planungen und Maß- 
nahmen (§ 3 a Abs. 5) und über die Be- 
rechtigung des Widerspruchs einer Be- 
hörde des Bundes oder eines bundes- 
unmittelbaren Planungsträgers gegen Pro- 
gramme oder Pläne der Raumordnung und 
Landesplanung in den Ländern (§ 4 a), 

4. Zweifelsfragen über die Folgen der Ver- 
wirklichung der Grundsätze in benachbar- 
ten Bundesländern und im Bundesgebiet 
in seiner Gesamtheit (§ 3 a Abs. 4). 

(2) Eine gemeinsame Beratung nach § 1 oder 
deren Möglichkeit steht der Einleitung und Durch- 
führung gesetzlich geregelter Verfahren nicht ent- 
gegen. Soll die Berechtigung eines Widerspruchs 
nach § 4 a beraten werden und hat das Land oder die 
Gemeinde eine andere Fläche für das Vorhaben be- 
zeichnet, so darf mit der Verwirklichung erst be- 
gonnen werden, wenn die Beratung stattgefunden 
hat*, nach Ablauf von 3 Monaten seit Erhebung des 
Widerspruchs steht die Möglichkeit einer Beratung 
der Verwirklichung des Vorhabens nicht entgegen. 

§ 6a 

Beirat für Raumordnung 

(1) Bei dem für die Raumordnung zuständigen 
Bundesminister ist ein Beirat zu bilden. Er hat die 
Aufgabe, den Bundesminister in Grundsatzfragen 
der Raumordnung zu beraten. 

(2) Der Bundesminister beruft im Benehmen mit 
den zuständigen Spitzenverbänden in den Beirat 
neben Vertretern der kommunalen Selbstverwal- 
tung Sachverständige insbesondere aus den Berei- 
chen der Wissenschaft, der Landesplanung, des 
Städtebaues, der Wirtschaft, der Landwirtschaft, der 
Forstwirtschaft, der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
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§ 7 

Mitteilungs- und Auskunftspflicht 

(1) Die bundesunmittelbaren Planungsträger sind 
verpflichtet, der Bundesregierung die erforderlichen 
Auskünfte zu geben. Der für die Raumordnung zu- 
ständige Bundesminister unterrichtet die für die 
Raumordnung zuständigen obersten Landesbehörden 
über Vorhaben des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Planungsträger nach § 4 Abs. 6; das gleiche gilt 
lür sonstige Vorhaben, die für die Anwendung der 
Grundsätze nach § 2 Abs. 1 Bedeutung haben oder 
haben können. Die Unterrichtungspflicht gilt nicht, 
soweit andere bundesgesetzliche Vorschriften be- 
reits eine Unterrichtung der für die Raumordnung 
zuständigen obersten Landesbehörden vorsehen. 

(2) Die für die Raumordnung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden unterrichten den für die Raum- 
ordnung zuständigen Bundesminister über 

1. die in ihren Ländern aufzustellenden oder 
aufgestellten Programme, Pläne und lan- 
desplanerische Richtlinien, 

2. die beabsichtigten oder getroffenen son- 
stigen landesplanerischen Maßnahmen 
und Entscheidungen, soweit sie für die 
Anwendung der Grundsätze nach § 2 
Abs. 1 Bedeutung haben. 

(3) Die Länder regeln Inhalt und Umfang der 
Mitteilungs- und Auskunftspflicht über beabsichtigte 
Planungen und Maßnahmen, soweit diese für die 
Landesplanung Bedeutung haben oder erlangen 
können. Dies gilt unbeschadet anderweitiger bun- 
desgesetzlicher Regelungen nicht für die in Ab- 
satz 1 Satz 2 genannten Vorhaben. 

(4) Bund und Länder sind verpflichtet, sich gegen- 
seitig alle Auskünfte zu erteilen, die zur Durchfüh- 
Tung der Aufgaben der Raumordnung und Landes- 
planung notwendig sind. Weitergehende vertrag- 
liche Regelungen bleiben unberührt. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 7 

Mitteilungs- und Auskunftspflicht 

(1) Die Behörden des Bundes, die bundesunmit- 
telbaren Planungsträger und die bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, der Bundes- 
regierung die erforderlichen Auskünfte zu geben. 
Der für die Raumordnung zuständige Bundesmini- 
ster unterrichtet die für die Raumordnung zuständi- 
gen obersten Landesbehörden über Vorhaben des 
Bundes und der bundesunmittelbaren Planungsträ- 
ger von wesentlicher Bedeutung. Die Unterrich- 
tungspflicht gilt nicht, soweit andere bundesgesetz- 
liche Vorschriften bereits eine Unterrichtung der für 
die Raumordnung zuständigen obersten Landes- 
behörden vorsehen. 

(2) Die für die Raumordnung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden informieren den für die Raum- 
ordnung zuständigen Bundesminister über 

1. die in ihren Ländern aufzustellenden und 
aufgestellten Programme und Pläne, 

2. die beabsichtigten oder getroffenen son- 
stigen landesplanerischen Maßnahmen 
und Entscheidungen von wesentlicher Be- 
deutung. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 7a 

Unterrichtung des Deutschen Bundestages 

Die Bundesregierung erstattet in einem Abstand 
von zwei Jahren, erstmalig im Jahre 1966, dem Bun- 
destag einen Bericht über 

1. die bei der räumlichen Entwicklung des Bun- 
desgebietes zugrunde zu legenden Tatsachen 
(Bestandsaufnahme, Entwicklungstendenzen) , 

2. die Auswirkungen zwischenstaatlicher Ver- 
träge auf die räumliche Entwicklung des Bun- 
desgebietes, in Sonderheit dessen regionale 
Wirtschaftsstruktur, 

3. die im Rahmen der angestrebten räumlichen 
Entwicklung durchgeführten und geplanten 
Maßnahmen. 
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§ 8 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 24. Ausschusses 

§ 8 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

unverändert 
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